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Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke und der Fraktion der PDS
– Drucksache 14/9287 –

Rechtsextremistische Demonstrationen seit 1990

Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r
Inzwischen vergeht kaum eine Woche mehr, an der nicht irgendwo in
Deutschland eine rechtsextremistische oder neonazistische Demonstration
stattfindet. Rechtsextremistische Demonstrationen gehören (wieder) zum all-
täglichen Erscheinungsbild in Deutschland. Der rechten Szene verschaffen sie
Präsenz im öffentlichen Raum und die Möglichkeit, ihre menschenverach-
tende rassistische und antisemitische Ideologie in der Öffentlichkeit zu propa-
gieren. Sie bieten ihr Rekrutierungsmöglichkeiten und stärken ihren Zusam-
menhalt nach innen.

1. Welche rechtsextremistischen und neonazistischen Demonstrationen wur-
den nach Informationen der Bundesregierung seit 1990 in Deutschland
angemeldet und durchgeführt (bitte Datum und Land/Ort und – sofern
bekannt – Motto, Anmelder/in, aufrufende Parteien/Organisationen/Grup-
pierungen, teilnehmende Parteien/Organisationen/Gruppierungen, Teilneh-
merzahl angeben und aufschlüsseln nach Anmeldung von:

a) Deutsche Volksunion (DVU)

b) Republikanern (REP)

c) Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD)

d) Junge Nationaldemokraten (JN)

e) andere rechtsextremistische Parteien

f) neonazistische Kameradschaften

g) sonstige rechtsextremistischen oder neonazistischen Gruppen/Organi-
sationen)?

Eine systematische Erfassung von extremistischen Demonstrationen in Deutsch-
land wird seitens der Bundesregierung nicht vorgenommen.
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Zu den der Bundesregierung vorliegenden Informationen wird auf die Antwort
der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke,
Carsten Hübner und der Fraktion der PDS „Gemeinsame Demonstrationen von
neonazistischen Kameradschaften und NPD“ (Bundestagsdrucksache 14/7240
vom 30. Oktober 2001) verwiesen. Informationen zu länger als fünf Jahren zu-
rückliegenden Demonstrationen liegen nicht vor.
Von Mitte September bis Ende Dezember vergangenen Jahres sind den Sicher-
heitsbehörden des Bundes nachfolgende Demonstrationen bekannt geworden
(s. Anlage).
Eine vergleichbare Aufstellung für das Jahr 2002 liegt bislang nicht vor.

2. Gegen wie viele dieser Demonstrationen wurden Verbote ausgesprochen
(bitte angeben, ob von der Polizei oder von einem Gericht – unter Angabe
der Instanz – ausgesprochen und bitte jeweils die Verbotsbegründung an-
geben)?

a) Welche dieser Verbote wurden von einer (höheren) gerichtlichen In-
stanz wieder aufgehoben und mit welcher Begründung (bitte Instanz
angeben)?

b) Welche dieser Verbote hatten vor einer (höheren) gerichtlichen Instanz
Bestand und mit welcher Begründung (bitte Instanz angeben)?

Eine Aufstellung von Demonstrationsverboten und nachfolgenden Gerichtsver-
fahren liegt der Bundesregierung nicht vor.

3. Welche Forderungen aus der antifaschistischen Öffentlichkeit, von Polizei
(-gewerkschaften) und Justiz, bessere Verbotsmöglichkeiten gegen rechts-
extremistische Demonstrationen und Aufmärsche zu schaffen, sind der
Bundesregierung bekannt?

Konkrete Forderungen liegen der Bundesregierung nicht vor.

4. Auf welchen rechtsextremistischen Demonstrationen wurden welche Straf-
taten begangen (bitte jeweils Straftatbestand angeben und für jede De-
monstration einzeln auflisten)?

Eine Übersicht zu infolge von Demonstrationen verübten Straftaten liegt der
Bundesregierung nicht vor. Ergänzend wird im Hinblick auf die Zahl der wegen
Landfriedensbruchs (§§ 125, 125a Strafgesetzbuch – StGB) eingeleiteten Er-
mittlungsverfahren auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine An-
frage der Abgeordneten Ulla Jelpke und der Fraktion der PDS „Erfassung der
Urteile bei rechtsextremistischen, antisemitischen und fremdenfeindlichen
Straftaten“ – Bundestagsdrucksache 14/4464 – und auf die Antwort der Bun-
desregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke und der
Fraktion der PDS „Ausländerfeindliche und rechtsextremistische Ausschreitun-
gen in der Bundesrepublik Deutschland im Januar und Februar 2002“ – Bun-
destagsdrucksache 14/8703 – verwiesen. In diesen Antworten wurden die Er-
gebnisse der Erhebung der Landesjustizverwaltungen über Verfahren wegen
rechtsextremistischer/fremdenfeindlicher Straftaten für die Jahre 1992 bis 1998
bzw. für die Jahre 1999 und 2000 mitgeteilt.
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Anlage
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